Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2868 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Gesdiäftsordnung (Fragestunde) für die 
Sitzungen des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 8. Mai 1968 
am Donnerstag, dem 9. Mai 1968 
am Freitag, dem 10. Mai 1968 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist die Bundesregierung bereit, der Welt- 
öffentlichkeit durch entsprechende Publikatio- 
nen die seit Errichtung der Demarkations- 
linie (Eiserner Vorhang) und der Berliner 
Mauer seitens des Sowjetzonenregimes began- 
genen Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
bekanntzugeben? 


2. Abgeordneter Worauf stützt der Bundeskanzler seine in der 
Moersch Fernsehsendung „Report" am 29. April wieder- 

holte Aussage in Biberach, ein in die Politik 
verirrter Professor habe gesagt, Recht und 
Ordnung würden in diesem Lande zu groß 
geschrieben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 


3. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine umfassen- 
de Dokumentation über die an Millionen Deut- 
schen bei der Vertreibung im osteuropäischen 
Raum verübten Verbrechen gegen die Mensch- 
lichkeit in englischer, französischer, spanischer 
und japanischer Sprache vorzulegen? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


4. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist die Bundesregierung bereit, im UNO-Jahr 
der Menschenrechte der UNO über die an 
Deutschen verübten Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit eine Dokumentation vorzule- 
gen? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 

5. Abgeordneter Wer soll nach Ansicht der Bundesregierung 
Dom Träger jenes zentralen Hubschrauberlande- 

platzes für den bundeshauptstädtischen Raum 
sein, von dem in einer Besprechung des Pla- 
nungsrates beim Bundesschatzministerium am 
1. September 1967 festgelegt worden ist, daß 
er in Bad Godesberg-Nord vorgesehen wer- 
den soll? 


Drude: Budidrudeerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 

6. Abgeordneter Was gedenkt das Bundesgesundheitsministe- 

Weigl rium zu tun, um unter Anwendung der beste- 

henden Gesetze den deutschen Verbraucher 
.vor der Einfuhr tbc-verseuchter Molkereipro- 
dukte aus anderen EWG- und Drittländern aus- 
reichend zu schützen? 

7. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Forde- 

Felder rung von Medizinern, beim Bundesgesund- 

heitsamt zu erwirken, daß die bisher frei ver- 
käuflichen Schlafmittel Noludar und Adalin 
künftig unter Rezeptzwang gestellt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie und Jugend 

8. Abgeordneter Nachdem seitens der Bundesregierung in der 
Dr. Wuermeling Antwort auf meine Frage 59 aus Drucksache 

V/2753 (Stenographischer Bericht S. 8976 B) 
bestritten wurde, daß unsere kinderreichen 
Familien praktisch unter Ausnahmerecht ge- 
stellt seien, frage ich die Bundesregierung, 
welche zum Lebensunterhalt bestimmten mo- 
natlichen öffentlichen Leistungen mit Aus- 
nahme der Kindergeldsätze seit nunmehr vier 
Jahren und vier Monaten keinerlei Anpassung 
an die allgemeine Preis- und Lohnentwicklung 
erfahren haben? 

9. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung dessen bewußt, 
Dr. Wuermeling daß ihre Zusage, die Streichung der Ausbil- 
dungszulagen des Kindergeldgesetzes (im Aus- 
maß von mehr als 400 Millionen DM jährlich) 
werde „wettgemacht" durch eine „Reform des 
Familienlastenausgleichs, eingebettet in eine 
mittelfristige Finanzplanung", in Kenntnis 
aller Haushaltsnöte bereits vor mehr als 15 
Monaten vom Bundeskanzler vor dem Bundes- 
tag gegeben wurde und jetzt fünf Monate nach 
Verabschiedung dieser mittelfristigen Finanz- 
planung im Bundestag von ihr immer noch 
nicht erfüllt wurde? 

10. Abgeordneter Muß auch damit gerechnet werden, daß die 
Dr. Wuermeling Beratungen des schon vor fünf Monaten für 

die Reform des Familienlastenausgleichs ein- 
gesetzten Ministerausschusses so lange fort- 
gesetzt werden, daß die in Frage 9 zitierte 
verbindliche Zusage des Bundeskanzlers nicht 
einmal mehr in dieser Wahlperiode eingehal- 
ten werden kann? 

11. Abgeordneter Wann wird die von der Bundesregierung be- 

Westphal reits für den Spätherbst 1967 geplante Kon- 

ferenz über die Möglichkeiten der Errichtung 
eines Europäischen Jugendwerkes nunmehr 
stattfinden? 
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12. Abgeordneter Wird die Bundesregierung zu dieser Konferenz 

Westphal nicht nur die Vertreter der EWG-Staaten son- 

dern auch die Vertreter der 18 Mitgliedsländer 
des Europarates einladen, wie dies der Deut- 
sche Bundestag in dem am 1. Februar 1967 
gebilligten Antrag gefordert hatte? 

13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zu der Konfe- 

Westphal renz auch die Vertreter der Europäischen 

Jugend verbände, zumindest als Berater oder 
Beobachter, einzuladen? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
wissensdiaftliche Forsdiung 


14. Abgeordneter Trifft die Nachricht zu, wonach die in Paris 

Dr. Schmidt residierende Europäische Weltraumforschungs- 

(Wuppertal) Organisation (ESRO) beschlossen haben soll, 

das Projekt, einen europäischen Wettersateli- 
ten zu starten, aufzugeben? 

15. Abgeordneter Vorausgesetzt, daß diese Nachricht zu trifft, 

Dr. Schmidt welches sind die Gründe dafür? 

(Wuppertal) 

16. Abgeordneter Welche Stellung nimmt die Bundesrepublik 

Dr. Schmidt Deutschland dabei ein? 

(Wuppertal) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen 


17. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die neue 

Dr, Hudak Verfassung des „sozialistischen Staates Deut- 

scher Nation"? 

18. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 

Dr. Hudak in der Präambel der neuen Verfassung eine 

bewußte Verfälschung der politischen Tatbe- 
stände in der Bundesrepublik Deutschland vor- 
genommen wird? 

19. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Hudak rung, angesichts der neuen Verfassimg, um 

ihre Politik der Erleichterung in den mensch- 
lichen Beziehungen zu dem anderen Teil 
Deutschlands fortsetzen zu können? 
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Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


20. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Be- Fragestellei hat sich mit 

Lenders trieben und griechischen Betreuungszentren schnftlicheT Beantwortung 

die Wochenzeitung der griechischen Streit- einverstanden erklärt, 
kräfte „Militärische Nachrichten" verteilt wird, 
und in dieser Wochenzeitung alle Kritiker des 
griechischen Militär regimes einschließlich der 
europäischen Staaten, die eine Rückkehr Grie- 
chenlands zu demokratischen und rechtsstaat- 
lichen Verhältnissen fordern, als kommunisti- 
sche Agenten und Mitläufer bezeichnet wer- 
den, die die wahren Ideale von Freiheit, De- 
mokratie und Christentum in Griechenland 
zunichte machen wollen? 

21. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Aussagen Fragesteller hat sich mit 

Lenders der an einer Verteilung der „Militärischen sdiTiftlicher Beantwortung 

Nachrichten" in einem Düsseldorfer Betrieb einverstanden erklärt, 
Beteiligten nachzugehen, nach denen die Ver- 
teilung von der griechischen Kommission 
beim Landesarbeitsamt Nordrhein-Westfalen 
veranlaßt, die Zeitimgen von dieser Kommis- 
sion zur Verfügung gestellt, und griechische 
Arbeitnehmer, die sich gegen die Verteilung 
wandten, von dieser ^Kommission mit Konse- 
quenzen bei ihrer Rückkehr nach Griechen- 
land bedroht wurden? 

Falls die Aussagen der Beteiligten zu treffen; Fragesteller hat sich mit 
Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um schriftlicher Beantwortung 
eine derartige Propaganda der griechischen einverstanden erklärt 
Militärregierung unter den hier arbeitenden 
griechischen Arbeitnehmern, insbesondere 
aber eine unter mißbräuchlicher Ausnutzxmg 
ihrer sozialen Betreuungsfimktion politische 
Tätigkeit der griechischen Kommission bei der 
Arb ei ts Verwaltung zu unterbinden? 

In Ergänzimg der Antwort der Bundesregie- 
rung auf meine Frage vom 16. Februar 1968 
frage ich, ob der Gesetzentwurf eines Konsu- 
largesetzes so rechtzeitig eingebracht wird, 
daß er noch vor Ablauf der Legislaturperiode 
verabschiedet werden kann? 

24. Abgeordneter Welche Möglichkeiten besitzt die Bundesre- 

Dr. Besold gierung, um dem deutschen Staatsangehörigen 

Hans Hermann Weyer, Feldafing, der mit 
Konsultiteln ausländischer Staaten gegen hohe 
Vermittlungsgebühren hausieren geht, das 
Handwerk zu legen? 

25. Abgeordneter Weiß die Brmdesre gierung, daß solche Titel- 

Dr. Besold geschäfte hinter dem Rücken und ohne Wissen 

der zuständigen diplomatischen Vertretungen 
dieser Länder, mit denen die Bundesregierung 
freundschaftliche Beziehungen pflegt, erfolgen, 


23. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 


22. Abgeordneter 

Lenders 
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und solche Titelgeschäfte außerhalb der übli- 
chen diplomatischen Kanäle geeignet sind, dem 
Ansehen der Bundesrepublik Deutschland bei 
den Regierungen der uns befreundeten Staa- 
ten zu schaden? 


26. Abgeordneter Stimmt es, daß der deutsche Staatsangehörige 
Dr. Besold Hans Hermann Weyer von der bolivianischen 

Regierung zum Konsul für Luxemburg bestellt 
wurde, obwohl Herr Weyer, der in der 
Bundesrepublik Deutschland zu einer Gefäng- 
nisstrafe verurteilt wurde, für die Belohnung 
mit einem solchen Titel im höchsten Maße un- 
geeignet zu sein scheint? 


27. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das von den 
Dr. Marx Sowjetzonenbehörden für Bundesminister und 

(Kaiserslautem) höhere Beamte erlassene Durchreiseverbot 
durch adäquate Maßnahmen, z. B. ein Einreise- 
verbot für bestimmte hohe SED-Funktionäre in 
die Bundesrepublik zu beantworten und zu- 
gleich sicherzustellen, daß die in den letzten 
Monaten oft unverhüllte, auf die Zerstörung 
der demokratischen Grundordnung ausgerich- 
tete Propaganda kommunistischer Fimktionäre 
beendet wird? 


28. Abgeordneter Wird die Bundesregierung nach Unterzeich- 
Dr. Mommer mmg der beiden Menschenrechtspakte der 
Vereinten Nationen vom 16. Dezember 1966 
den gesetzgebenden Körperschaften so recht- 
zeitig den Entwurf eines Ratifizierungsgesetzes 
zuleiten, daß das Gesetz noch in diesem „Jahr 
der Menschenrechte" verabschiedet werden 
kann? 


29. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Schwabe die neuerdings eingetretene Erhöhung der Vi- 

sagebühren im Verkehr mit der Tschechoslo- 
wakei rückgängig zu machen und damit der 
Freizügigkeit der wechselseitigen Reisen wei- 
terhin zu dienen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


30. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Corterier es nach dem Urteil des Bundesverfassxmgs- 

gerichts in Sachen Parteienfinanzierung vom 
19. Juli 1966 notwendig ist ■ — vor allem im 
Hinblick auf eine Gleichheit der Chancen — 
für Abstimmimgsvorbereitungsorganisationen, 
die an Volksentscheiden nach Artikel 29 des 
Grundgesetzes aktiv mitwirken, Regelungen 
im Sinne des Parteiengesetzes vorzusehen, zu- 
mal da Artikel 20 des Grundgesetzes ausdrück- 
lich von „Wahlen und Abstimmungen" 
spricht? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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31, Abgeordneter 

Corterier 


32. Abgeordneter 

Gscfaeidle 


33. Abgeordneter 

Kahn-Adcermann 


34. Abgeordneter 
Kahn- Ackermann 


35. Abgeordneter 

Schnüdt 

(Kempten) 


36. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 


37. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 


38. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 


39, Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 


Hat die Bundesregierung bereits Vorstellun- 
gen, in welcher Weise die Finanzierung der 
an den Abstimmungen (Volksentscheiden) be- 
teiligten Organisationen mit Bundesmitteln 
bezuschußt werden können? 

Zu welchem Zeitpunkt wird die Bundesregie- 
rung nach den neuen Richtlinien für die Auf- 
stellung des Ortsklassenverzeichnisses Orte, 
die die Voraussetzungen der Richtlinien er- 
füllen, höherstufen? 

Hat die Bimdesregierung Anlaß zu der An- 
nahme, daß Femsprechanschlüsse der Ministe- 
rien und anderer Bundesdienststellen in grös- 
serem Umfang abgehört werden? 

Welche Gründe haben die Bundesregierung 
bisher veranlaßt, der Möglichkeit, über die 
Organisation Terre Des Hommes eine größere 
Zahl von schwerverletzten südvietnamesischen 
Kindern zur Ausheilung nach Deutschland zu 
bringen, ihre Unterstützung zu versagen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, durch eine Anpassung des Bundessozial- 
hilfegesetzes und entsprechende Umschulungs- 
maßnahmen zu verhindern, daß infolge der 
fortschreitenden Automatisierung ganz beson- 
ders Kriegs- und Zivilblinde ihre Arbeitsplätze 
ohne Veränderungsmöglichkeit verlieren? 

Warum war bei den Unruhen in den letzten 
Tagen in der Bundesrepublik Deutschland die 
Polizei der Länder nicht in jedem Falle in der 
Lage, das Eigentum der Bürger dieses Staates 
genügend zu schützen und das grundgesetz- 
lich garantierte Recht der Pressefreiheit in je- 
dem Falle durchzusetzen? 

Ist die für die Ordnung und Sicherheit in der 
Bundesrepublik Deutschland zuständige Polizei 
der Länder nach Meinung der Bundesregierung 
genügend und der heutigen Zeit entsprechend 
modern ausgerüstet, um solchen Vorkomm- 
nissen in der Zukunft besser begegnen zu 
können? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß den 
Studenten die Unterstützung gemäß dem Hon- 
nef er-Modell durch den Staat zu entziehen sei, 
die nachgewiesener Maßen an den Brandstif- 
tungen, Sachbeschädigungen, Körperverlet- 
zungen usw. im Rahmen der Unruhen in den 
letzten Tagen als Täter im strafrechtlichen 
Sinn beteiligt waren? 

Wie groß ist die Zahl der Personen, die in der 
vergangenen Woche an den Ausschreitungen 
gegen die verfassungsmäßige Ordnung der 
Bundesrepublik Deutschland beteiligt war? 


Fragesteller hat sidi mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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40. Abgeordneter Welchen Personen- und Sachschaden hatten 
Haase diese auf die Vernichtung der freiheitlichen 

(Kassel) Grundordnung zielenden Terrorakte im Ge- 

folge? 


41. Abgeordneter Gegen wie viele Teilnehmer an den Aus- 

Haase schreitungen sind bereits Strafverfahren ein- 

(Kassel) geleitet worden oder noch zu erwarten? 

42. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach Streifen 

Dr. Marx der NVA-Grenze die amtlichen Kennzeichen 

(Kaiserslautem) odei Aufschriften von Omnibussen, die Zonen- 
grenzbesucher befördern, registrieren und in 
vielen Fällen die Fahrer solcher Omnibusse 
bei späteren Fahrten aus Westdeutschland 
nach Westberlin Schikanen und Repressalien 
an Zonengrenzübergangsstellen durch NVA- 
Posten ausgesetzt sind und mitunter sogar 
zurückgeschickt werden? 

Wann ist mit einer Öffnung der deutsch- 
tschechischen Grenze in Bayerisch Eisenstein 
auf Straße oder Schiene — auch probeweise — 
zu rechnen? 


43. Abgeordneter 
Fritsdi 
(Deggendorf) 


44. Abgeordneter 
Moersch 


45. Abgeordneter 

Bonn 


46. Abgeordneter 

Borm 


47. Abgeordneter 

Kiep 


48. Abgeordneter 

Kiep 


49. Abgeordneter 

Dom 


Welche konkreten imd verbindlichen Zusagen 
hat der Bundesinnenminister bei seinem Be- 
such in Marbach (Neckar) der Schillergesell- 
schaft für die finanzielle Unterstützung des 
projektierten Neubaus des Deutschen Litera- 
turarchivs gemacht? 

Welche Gründe haben zur Ablehnung der Ein-, 
bürgerung des griechischen Lyrikers Tsakiridis 
geführt? 

Bildet der Fall Tsakiridis für die Bundesregie- 
rung Anlaß, die Einbürgerungsbestimmungen 
zu überprüfen und dabei insbesondere Krite- 
rien wie „wertvoller Bevölkerungszuwachs" 
genauer zu definieren? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Wort „Antrag" im Artikel 116 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes bei den von dieser Vor- 
schrift Betroffenen häufig den Eindruck er- 
weckt, als könne es sich bei der Wiederzuer- 
kennung der deutschen Staatsbürgerschaft um 
eine Ermessensentscheidung handeln? 

Wie ist nach Auffassung der Bundesregierung 
das in Frage 47 erwähnte Wort „Antrag" zu 
verstehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die jüngsten 
Äußerungen der Ministerpräsidenten des Saar- 
landes und von Rheinland-Pfalz über den Zu- 
sammenschluß ihrer Länder mit anderen Län- 
dern zum Anlaß für eine politische Neuglie- 
derung im Südwesten zu nehmen? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Justiz 

50. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß von ita- 
Frau Dr. Heuser lienisdien Firmen unter Mißachtung des Pa- 
tentschutzes deutsche pharmazeutische Präpa- 
rate nachgeahmt und zu niedrigsten Preisen 
auf dem Weltmarkt verkauft werden? 

51. Abgeordnete Welchen Weg sieht die Bundesregierung, um 
Frau Dr. Heuser unseren EWG-Partner Italien auf solche „han- 
delspolitischen Ubimgen" hinzuweisen? 

52. Abgeordneter Was hält die Bundesregierung von der wie- Fragesteller hat sich mit 

Bühling derholten Aufforderung radikaler Organisatio- schriftlicher Beantwortung 

nen und Personen an die Soldaten der US- einverstanden erklärt. 
Streitkräfte, sie sollten Fahnenflucht begehen? 

53. Abgeordneter Ist es nach Ansicht der Bundesregierung straf- Fragesteller hat sich mit 

Bühling bar, amerikanische Soldaten zur Fahnenflucht schriftlicher Beantwortung 

anzustiften oder Beihilfe bzw. Begünstigung einverstanden erklärt. 
hierzu zu leisten? 

54. Abgeordneter Sind gegebenenfalls bereits entsprechende Fragesteller hat sich mit 

Bühling Strafverfahren anhängig? schriftlicher Beantwortung 

einverstanden erklärt. 

55. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Meister rung, Schäden persönlicher und sächlicher Art, 

die als Folge von politischen Unruhen und 
Aufruhr entstehen und die nicht unter eine 
Versicherungshaftpflicht fallen nach der heuti- 
gen Rechtslage auszugleichen? 

Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundes- 
tag unter Definition des Tatbestandes „politi- 
sche Unruhe und Aufruhr" eine Gesetzesvor- 
lage vorzulegen, die eine Regelung der Um- 
riss enen Rechtsunsicherheit vorsieht? 

57. Abgeordneter Bis zu welchem Zeitpunkt kann gegebenen- 
Meister falls mit einer entsprechenden Vorlage gerech- 

net werden? 

Hat die Untersuchung des Mordanschlags auf 
Rudi Dutschke und der Lebensumstände des 
Täters Hinweise darauf ergeben, daß die Tat 
und der Täter im Zusammenhang mit rechts- 
radikalen Organisationen stehen? 

59. Abgeordneter Was ist das Ergebnis der Ermittlungen zum 

Dr. Bediett Attentat auf Rudi Dutschke? 

(Gau- 

Algesheim) 

60. Abgeordneter Was kann deutscherseits getan werden, um 

Weigl die sich in letz^ter Zeit häufenden Gewaltver- 

brechen im Bereich des Truppenübungsplatzes 
Grafenwöhr einzudämmen? 


58. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau- 

Algesheim) 


56. Abgeordneter 

Meister 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


61. Abgeordneter 

Wagner 

Was gedenkt die Bundesregierung hinsicht- 
lich der Besteuerung der nicht buchführungs- 
pflichtigen Landvv^irte zu tun, die nach dem 
Gesetz über die Ermittlung des Gewinns aus 
Land- und Forstwirtschaft nach Durchschnitts- 
sätzen besteuert werden, nachdem die bis 
30. Juni 1968 geltende Ubergangsregelung aus- 
gelaufen ist? 

Fragesteller hat sich mit 
schriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

62. Abgeordneter 

Wagner 

Wann werden nach Auffassung der Bundes- 
regierung die Ergebnisse der Einheitsneube- 
wertung (Grundvermögen) vorliegen, die aus 
den repräsentativ erfaßten und festgestellten 
lOVo der Fälle im Weg der Flochrechnung ge- 
wonnen werden sollen? 

Fragesteller hat sich mit 
schriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

63. Abgeordneter 

Ertl 

Trifft es zu, daß ca. 60Uü der Haus- und Grund- 
stückseigentümer, die im südbayerischen Raum 
in den vergangenen Wochen die ersten Be- 
scheide über die Neufestsetzung der Einheits- 
werte bekommen haben, Einspruch erhoben, 
weil sie nicht nach dem Ertragswert, sondern 
nach dem Bodenwert erfolgten und dadurch 
zu Steigerungen bis zu lOOOVo führten? 


64. Abgeordneter 

Ertl 

Trifft es zu, daß das bayerische Finanzmini- 
sterium seine besitzverwaltenden Behörden 
vorsorglich angewiesen hat, gegen die Neu- 
bewertung des staatseigenen Grundbesitzes 
Einspruch einzulegen, was bedeuten würde, 
daß staatliche Stellen gegen ihre eigenen Maß- 
nahmen Widerspruch erheben und damit den 
Staatsbürgern ein denkbar schlechtes Beispiel 
geben? 


65. Abgeordneter 

Ertl 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, 
daß die Neufestsetzung der Einheitswerte nach 
der bisherigen Regelung und die vom Bundes- 
finanzministerium bestätigte „maßvolle" Er- 
höhung der Grundsteuer zahlreiche Haus- und 
Grundstückseigentümer zum Verkauf ihres Be- 
sitzes bzw. zu Mieterhöhungen zwingen wird? 


66. Abgeordneter 

Saarn 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundes Deutscher Steuerbeamten, daß das 
Steuerzahlen heute ein Lotteriespiel ist? 


67. Abgeordneter 

Saarn 

Ist die Behauptung dos Bundes Deutscher Steu- 
erbeamten richtig, daß jährlich 1 bis 1,2 Milli- 
arden DM Steuern „mangels Funktionsfähig- 
keit des Finanzamtes" nicht erhoben werden 
können? 


68. Abgeordneter 

Saarn 

Wenn Frage 67 bejaht wird, was gedenkt die 
Bundesregierung zu un, um diesen Mißstand 
abzustellen? 
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69. Abgeordneter 

Ott 


70. Abgeordneter 

Ott 


71. Abgeordneter 

Ott 


72. Abgeordneter 

Logemann 


73. Abgeordneter 

Logemann 


74. Abgeordneter 

Logemann 


75. Abgeordneter 

Weigl 


Sind Informationen richtig, wonach gegen die 
bisher ergangenen Einheitswertbescheide für 
Grundstücke zum 1. Januar 1964 bei einzelnen 
Finanzämtern Rechtsmittel bis zu 70‘^/o der 
erteilten Bescheide eingelegt wurden und da- 
mit die Funktionsfähigkeit der Finanzverwal- 
tung bedroht wird? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß 
diese zahlreichen Einsprüche zum überwiegen- 
den Teil daher kommen, daß für die Steuer- 
pflichtigen die Folgewirkungen aus diesen 
Bescheiden heute noch nicht übersehbar sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine gesetz- 
geberische Initiative zu ergreifen, wonach die 
Rechtskraft dieser Einheitswertbescheide aus- 
gesetzt wird bis zu einem späteren Zeitpunkt, 
in welchem die Folgewirkungen übersehbar 
sind? 

Welche Treibstoffpreise hatte die Landwirt- 
schaft in den einzelnen EWG-Ländern im 
ersten Quartal 1968 zu zahlen? 

Wann wird die Bundesregierung in der Lage 
sein, den in den Drucksachen V/2322, zu 
V/2322 (angenommen in der 141. Sitzung am 
7. Dezember 1967) angeforderten Bericht über 
die Kennzeichnung von Gasöl für Heizzwecke 
und für die Verwendung in der Landwirtschaft 
vorzulegen? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung die Rück- 
erstattung der auf Dieselkraftstoff lastenden 
Abgaben auf Grund des Gesetzes über die 
Verwendung von Gasöl durch Betriebe der 
Landwirtschaft vom 22. Dezember 1967 als 
„Einkommenssubvention'' ansieht? 

Trifft es zu, daß der zur Industrieansiedlung 
in den Zonenrandgebieten in Aussicht gestellte 
15%-ige Investitionszuschuß als außerordent- 
licher Ertrag zu versteuern ist und damit in 
seiner Effektivität im Vergleich mit der In- 
vestitionsprämie zur Industrieansiedlung in 
den Steinkohlenbergbaugebieten wesentlich 
niedriger angesetzt werden muß? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


76. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 


Entspricht die Behauptung des Vorsitzenden 
des Grenzlandausschusses des bayerischen 
Landtages den Tatsachen, daß das Zweite 
Konjunkurförderungsprogramm der Bundesre- 
gierung „ein Maßanzug für das Ruhrgebiet, 
der dem ostbayerischen Raum nicht gepaßt 
habe," gewesen sei? 
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77. Abgeordneter 

van Delden 

Wird die deutsche Textil- und Bekleidungs- 
industrie nicht über Gebühr mangels anderer 
Gegenlieferungsmöglichkeiten aus den Ländern 
der Ostblockstaaten belastet, nachdem der 
Bundesernährungsminister die Besorgnis, ob 
die Schaffung eines besseren Verhältnisses zu 
den Ostblockstaaten nicht auf dem Rücken der 
Landwirtschaft ausgetragen wird, mit dem 
berechtigten Hinweis auf die Marktordnung 
innerhalb der EWG verneint hat? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

78. Abgeordneter 

van Delden 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun im 
Falle, daß die Frage 77 bejaht wird, um die 
deutsche Textil- und Bekleidungsindustrie bei 
wettbewerbsverzerrenden Preisen dieser 

Staatshandelsländer dafür zu entschädigen, 
daß sie neben anderen Zweigen der Konsum- 
güterindustrie relativ einseitig die wirtschaft- 
liche Last einer solchen Entspannungspolitik 
tragen muß? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

79. Abgeordneter 

Kulawig 

Welche Maßnahmen sind im Rahmen der 
Strukturprogramme für Ruhr, Saar und Zonen- 
randgebiet vorgesehen? 

» 


80. Abgeordneter 

Kulawig 

Ist der baldige Beginn und der zügige Ablauf 
der Maßnahmen, insbesondere im Hinblick 
auf die Fristen des Gesetzes zur Anpassung 
und Gesundung des deutschen Steinkohlen- 
bergbaus und der deutschen Steinkohlenberg- 
baugebiete gewährleistet? 


81. Abgeordneter 

Kulawig 

Welche Mittel werden den einzelnen Ländern 
für die Realisierung der Strukturprogramme 
zur Verfügung gestellt? 


82. Abgeordneter 

Freiherr von 
Gemmingen 

Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, 
bei Vergabe von Aufträgen der öffentlichen 
Hand in den Förderungsgebieten bei nur ge- 
ringen Preisunterschieden in den Angeboten 
die insbesondere in den Förderungsgebieten 
ansässigen Handwerksbetriebe stärker zu be- 
rücksichtigen? 


83, Abgeordneter 

Freiherr von 
Gemmingen 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Ausschreibungen teilweise so aufzuteilen (zum 
Beispiel bis zu 50 000 DM), daß sich die in den 
Förderungsgebieten ansässigen Handwerksbe- 
triebe an den Ausschreibungen mit Aussicht 
auf Erfolg beteiligen können? 



Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


84. Abgeordneter Ist inzwischen die Durchführung von Ge- 
Mauk schenk- und Sozialinterventionen, die der 

Bundesernährungsminister in der Fragestunde 
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am 12. Oktober 1967 für den Fall einer Markt- 
krise gemäß der EWG-Verordnung Nr. 159/66 
in Aussicht stellte, rechtlich geregelt um si- 
cherzustellen, daß im Falle einer 1968 eintre- 
tenden Marktkrise unverzüglich die notwen- 
digen Maßnahmen getroffen werden können? 

85. Abgeordneter In welcher Höhe sind Bundesmittel zur Finan- 

Mauk zierung dieser Geschenk- und Sozialinterven- 

tionen vorgesehen? 

86. Abgeordneter Wo sind die in Frage 84 erwähnten Bundes- 

Mauk mittel haushaltsrechtlich verankert? 

87. Abgeordneter Welche Gründe sind dafür maßgebend, daß 

Schmidt trotz gleicher Getreidepreise innerhalb der 

(Kempten) EWG die Preise für 1 Kilo Mischbrot im De- 

zember 1967 zwischen 0,94 DM in den Nieder- 
landen und 1,24 DM in der Bundesrepublik 
Deutschland und der Jahresdurchschnittspreis 
für Weißbrot 1967 zwischen 0,90 DM pro Kilo 
in Luxemburg und Frankreich und 1,56 DM in 
der Bundesrepublik Deutschland differierte, 
ohne daß die deutsche Landwirtschaft von den 
Mehrpreisen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land irgendeinen Vorteil gehabt hätte? 

88. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die zur 

Reichmann Zeit anfallenden Schlachtfette nicht oder nur 

schlecht verwertet werden können? 

89. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 

Reichmann regierung zu ergreifen, um die Schlachtfette 

besser verwerten zu können? 

90. Abgeordneter Wie hoch waren die Einfuhren tierischer Fett- 

Reichmann rohstoffe in die Bundesrepublik Deutschland 

im Jahr 1967? 

91. Abgeordneter Trifft es zu, daß in dem Betrag von 

Lemp 1 180 900 000 DM, der im Einzelplan 10 des 

Bundeshaushalts 1968 zur „Verbesserung der 
Einkommenslage der landwirtschaftlichen Be- 
völkerung" vorgesehen ist, auch die Mittel 
für den Getreidepreisausgleich in Höhe von 
560 Millionen DM enthalten sind, obwohl da- 
von 100 Millionen DM für Strukturmaßnah- 
men abgezweigt werden sollen? 

92. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei der Ein- 

Lemp gruppierung agrarpolitischer Maßnahmen und 

deren Darstellung in der Öffentlichkeit nach 
den gleichen Grundsätzen zu verfahren wie 
andere Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft? 

93. Abgeordneter In welchem Maß soll die Forstwirtschaft nach 

Geldner Ansicht der Bundesregierung die Selbstver- 

sorgung der deutschen Volkswirtschaft durch 
Rohholzproduktionen noch sicherstellen? 
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94. Abgeordneter Wie weit muß die Forstwirtschaft nach An- 

Geldner sicht der Bundesregierung zur Erhaltung der 

Bodennutzung und insbesondere zur Wirt- 
schaftlichkeit der Landwirtschaft beitragen? 


95. Abgeordneter In welchem Ausmaß hat die Forstwirtschaft 
Geldner nach Ansicht der Bundesregierung durch die 

Schutz- und Erholungsfunktionen des Waldes 
einen Sozialbeitrag zum Allgemeinwohl zu 
leisten? 


96. Abgeordneter 

Freiherr von 
Gemmingen 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Nie- 
derlande zusätzlich zu ihrem Beitrag für das 
W^elternährungsprogramm Milchpulver und 
Käse im Wert von 22,1 Millionen DM zur Ver- 
fügung stellen, deren Kosten zur Hälfte vom 
niederländischen Ministerium für Entwick- 
lungshilfe getragen werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


97. Abgeordneter 

Biermann 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus dem Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts — 1 BvR 709/66 — vom 23. Januar 
1968, insbesondere aus dem Teil B IV, in dem 
es heißt: „Das Bundesverfassungsgericht ver- 
kennt nicht, daß die jetzige Regelung des 
Nachtbackverbots nicht in jeder Hinsicht be- 
friedigt. Namentlich könnten die Automati- 
sierung, Rationalisierung und die internatio- 
nale Wirtschaftsverflechtung in der Backwa- 
renherstellung Anlaß geben, das geltende 
Recht zu überprüfen."? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

98. Abgeordneter 

Biermann 

Wieweit sind die Überlegungen der Bundes- 
regierung in Absprache mit den Vertretern der 
Sozialpartner und der beteiligten Berufsver- 
bände gediehen, eine für alle Beteiligten trag- 
bare Neuordnung des Gesetzes über die Ar- 
beitszeit in Bäckereien und Konditoreien vor- 
zunehmen? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

99. Abgeordneter 

Biermann 

Sieht die Bundesregierung insbesondere Mög- 
lichkeiten, unter Berücksichtigung des techni- 
schen Forschritts — u. a. Einfrosten von Bade- 
waren — den Arbeitszeitbeginn auf 6 Uhr fest- 
zulegen? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

100. Abgeordneter 

Seibert 

War es bei der Vorlage des Finanzänderungs- 
gesetzes 1967 Absicht der Bundesregierung, 
daß Personen, die zur Rentnerkrankenversiche- 
rung versicherungspflichtig sind, immer dann, 
wenn sie Rente aus eigener Versicherung und 
einer Witwenrente beziehen, aus beiden Ren- 
ten den Beitrag von zwei Prozent zur Rentner- 
krankenversicherung bezahlen müssen? 
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101. Abgeordneter 

Seibert 


Wie viele Personen sind von dieser Doppel- 
belastung schätzungsweise betroffen? 


102. Abgeordneter 

Seibert 


In welcher finanziellen Größenordnung sind 
sie durchschnittlich belastet? 


103. Abgeordneter 

Budde 


104. Abgeordneter 

Budde 


105. Abgeordneter 

Budde 


106. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


107. Abgeordneter 

Drösdier 


Gedenkt die Bundesregierung Schritte zu un- 
ternehmen, daß die Absolventen der Deut- 
schen Angestelltenakademie e. V. ebenso wie 
die Absolventen der höheren Wirtschaftsfach- 
schulen der Länder graduiert werden und den 
Titel „Betriebswirt grad." führen dürfen? 

Billigt die Bundesregierung unter Berücksich- 
tigung des im Dienstrecht wirkenden Gleich- 
behandlungsgrundsatzes, daß an Dozenten 
gleicher Vorbildung, gleicher Lehrfächer, glei- 
cher sozialer Lage und mit gleichen Anfahrts- 
und Rückfahrtswegen an den Instituten der 
Deutschen Angestelltenakademie ungleiche 
Vorlesungshonorare gezahlt werden? 

Billigt es die Bundesregierung, daß die Deut- 
sche Angestelltenakademie sich weigert, an 
freiberufliche Honorardozenten ihrer Institute 
unter Außerachtlassung von § 616 BGB wäh- 
rend Kurzzeiterkrankungen Honorare zu zah- 
len? 

Zu welchen Ergebnissen ist die Bundesregie- 
rung bei der zugesagten Überprüfung der An- 
hebung der Beitragssätze der Deutschen An- 
gestelltenkrankenkasse über 0,3Vo hinaus ge- 
kommen, nachdem zunächst seitens der Bun- 
desregierung behauptet wurde, daß das Fi- 
nanzänderungsgesetz nur eine Beitragserhö- 
hung von 0,3Vo erforderlich mache? 

In welcher Weise wird das Urteil des Zehnten 
Senats des Bundessozialgerichtes — Az. 10 RV 
333/66 — , das einen Anspruch auf die soge- 
nannte „Bräuteversorgung" nach dem BVG 
auch dann als gegeben ansieht, wenn aus dem 
Verlöbnis kein Kind hervorgegangen ist, die 
bisherige Haltung der Bundesregierung und 
die sich daraus ergebenden Rechtsvorschriften 
zu ändern in der Lage sein? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


108. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Dom Kommandeur der Heimatschutztruppe des Ver- 

teidigungskommandos Düsseldorf, Oberstleut- 
nant Zimmer-Vorhaus, in einem Zeitungsbe- 
richt die Frage bejahte, ob er die Idee zu sei- 
nem übungsbefehl ■ — „Saalschlachten, Kra- 
walle und Straßenkämpfe der außerparlamen- 
tarischen Opposition, die eindeutig erkennbar 
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109. Abgeordneter 

Moersch 


110. Abgeordneter 

Dr. Enders 


111. Abgeordneter 

Dr. Enders 


112. Abgeordneter 

Dr. Enders 


113. Abgeordneter 

Seifriz 


114. Abgeordneter 

Seifriz 


115. Abgeordneter 

Hansing 


116. Abgeordneter 

Hansing 


von Feindkräften gesteuert werden" — durch 
die Unruhen während des SPD-Parteitags be- 
kommen hat? 

Welche konkreten Erwartungen kann die 
Stadt Ludwigsburg für ihre Stadt- und Ver- 
kehrsplanung wegen der Freigabe von Kaser- 
nen und Wohnungen hegen, nachdem sich der 
Parlamentarische Staatssekretär im Bundes- 
verteidigungsministerium anläßlich der Land- 
tagswahl in der Stadt Ludwigsburg von der 
Dringlichkeit der Probleme überzeugt hat? 

Wie viele Studenten erhalten Unterstützung 
nach den Richtlinien für die Gewährung von 
Studienbeihilfen an Nachwuchskräfte der Bun- 
deswehr? 

Wie viele Studienbeihilfeempfänger gelangen 
wegen Abbruchs des Studiums nicht zur Ein- 
stellung in die Bundeswehr? 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
von mittellosen Studenten den vollen Betrag 
der nach Frage 110 gewährten Studienbeihilfe 
zurückzufordern, wenn sie unverschuldet das 
Studium nicht fortsetzen können? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Vor- 
sitzende der CDU-Bürgerschaftsfraktion vor 
der Bremischen Bürgerschaft schwerwiegende 
Vorwürfe im Sinne veifassungsfeindlidien 
Verhaltens gegen einen Bremer Politiker aus 
einem als „Geheim" bezeichneten Dokument 
hergeleitet hat, das von einer Stelle oder 
einer Person der Bundeswehr angefertigt und 
an Kreise außerhalb der Bundeswehr weiter- 
geleitet sein soll? 

Falls dieser in der Frage 113 genannte Tatbe- 
stand zutrifft: wer trägt die Verantwortung 
dafür, daß dieses Schriftstück nach den Be- 
kundungen nahezu aller Teilnehmer des Ge- 
sprächskreises, vor dem die in dem erwähnten 
Dokument enthaltenen Behauptungen ausge- 
sprochen worden sein sollen, offensichtlich 
unwahre und verleumderische Behauptungen 
enthält? 

Für den Fall, daß das in Frage 113 erwähnte 
als „Geheim" gekennzeichnete Dokument ein 
Papier einer Stelle oder einer Person der Bun- 
deswehr sein sollte, frage ich, wie dieses Do- 
kument zum Zwecke der Verwertung in einer 
Öffentlichen Parlamentssitzung an den Vorsit- 
zenden der CDU-Bürgerschaftsfraktion gelan- 
gen konnte? 

Wer ist dafür verantwortlich? 
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117. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt der Bundesver- 
Hansing teidigungsminister für den Fall zu ergreifen, 

daß in vorstehender Angelegenheit Personen 
oder Dienststellen der Bundeswehr zu Unrecht 
unterstellt wurde, ungeprüfte Behauptungen 
an zivile Stellen weitergeleitet zu haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


118. Abgeordneter 

Dr. Tamble 

Ist die Bundesregierung bereit, in Anbetracht 
der Entwicklung in der kleinen Hochseefische- 
rei — größeren Bruttoraumgehalt, höhere Mo- 
torenstärke — das Befähigungszeugnis B 1 auf 
36 BRT und das Befähigungszeugnis C 1 auf 
300 PS-Motorenstärke aufzuwerten? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlidier Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

119. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 

Erwägt die Bundesregierung angesichts der 
üblichen Höchstgeschwindigkeit der modernen 
Schlepper die Begrenzung der Fahrterlaubnis 
für Inhaber der Klasse IV des Führerscheins 
von 20 km/h auf 30 km/h hinaufzusetzen? 


120. Abgeordneter 
Corterier 

Was sagt die Bundesregierung zu den in 
Inseraten einer „Interessengemeinschaft mit- 
telständisdier Betriebe in Baden-Württemberg, 
Sitz Freiburg'' aufgestellten Behauptung, das 
Verkehrspolitische Programm der Bundesre- 
gierung bringe eine „entschädigungslose Ent- 
eignung mittelständischer Betriebe"? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

121. Abgeordneter 
Jaschke 

Besteht die Möglichkeit, daß die Deutsche 
Bundesbahn in Eilzügen, die über weite Strek- 
ken im Personenverkehr eingesetzt sind, ein 
Abteil für die Selbstbedienung der Fahrgäste 
mit Erfrischungsgetränken und Imbissen ein- 
richtet? 


122. Abgeordneter 
Zebisch 

Erwägt die Bundesregierung die für die Ver- 
besserung der infrastrukturellen Lage Wei- 
dens und seines weiten Einzugsbereiches so 
wichtige Eisenbahnverbindung Weiden — 
Nürnberg in der nächsten Zeit auszubauen? 


123. Abgeordneter 

Zebisch 

Welche Kosten werden entstehen, wenn die 
Strecke für eine Geschwindigkeit von 80 km/h 
und mehr ausgebaut wird? 


124. Abgeordneter 

Zebisch 

Besteht die Möglichkeit, daß auf dieser Strecke 
anschließend mehr durchgehende Eil- oder D- 
Züge eingesetzt werden, da die jetzigen durch- 
gehenden Züge völlig unzureichend sind? 


125. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 

Kann die Bundesregierung zusichern, daß die 
Bundesautobahn Rhönlinie (Fulda — Sdiwein- 
furt) zum frühestmöglichen Termin freigege- 
ben wird — u. U. zunächst einseitig in Richtung 
des Hauptferienverkehrs • — nachdem anhal- 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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tend trockenes Wetter die Bauarbeiten inzwi- 
schen begünstigt hat, selbst wenn dabei der 
erstaunlicherweise bereits Anfang April für 
Ende Juli 1968 angekündigte offizielle Festakt 
vorverlegt werden müßte? 


126. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 

Sind in der Öffentlichkeit verbreitete Behaup- 
tungen richtig, wonach der Verschiebebahnhof 
und das Bundesbahnausbesserungswerk in 
Kaiserslautern-Einsiedlerhof, die zusammen 
rund 1450 Bahnbedienstete beschäftigen, in 
ihrer Tätigkeit weiter eingeschränkt werden 
sollen, wodurch auch die Beschäftigtenzahlen 
des Bahnbetriebswerkes, Bahnbetriebswagen- 
werkes, der Signalmeisterei und der Fahrlei- 
tungsmeisterei in Kaiserslautern und der 
Bahnmeisterei auf dem Einsiedlerhof in Mit- 
leidenschaft gezogen würden? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

127. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 

Ist es richtig, daß der Verschiebebahnhof im 
Raume Saarbrücken für rund 34 Millionen DM 
ausgebaut werden soll, obwohl der Ausbau 
des Verschiebebahnhofes in Kaiserslautern, 
der sich bisher gut bewährt hat, nur rund 
12 Millionen DM kosten würde und demnach 
weit billiger und wirtschaftlicher wäre? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

128. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 

Berücksichtigt die Deutsche Bundesbahn bei 
ihren zukünftigen Entscheidungen im Bereich 
der Westpfalz, daß diese Region wirtschaftlich 
dringend gestärkt werden muß und deshalb 
bei der Erhaltung bestehender und der Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze jeglicher Hilfe be- 
darf? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

129. Abgeordneter 

Dröscher 

Ist die Bundesregierung, nachdem die Preise 
für Hochbordsteine in den letzten Jahren er- 
heblich angestiegen sind, bereit, ihren Bundes- 
beitrag gemäß Abschnitt III Ziffer 12 a der 
Ortsdurchfahrtenrichtlinien den heutigen 

Preisverhältnissen anzupassen? 


130. Abgeordneter 

Dr. Mommer 

In welchen europäischen Staaten braucht der 
einreisende Autofahrer eine grüne Versiche- 
rungskarte? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

131. Abgeordneter 

Dr. Mommer 

Ist es richtig, daß in einigen europäischen 
Ländern Kraftfahrzeuge neu angemeldet wer- 
den können, ohne daß der Kfz-Brief vorgelegt 
werden muß und auf diese Weise der Verkauf 
gestohlener Autos erleichtert wird? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

132. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 

Warum ist die Bundesregierung der Auffas- 
sung, daß der Zeitpunkt der endgültigen Be- 
schlußfassung durch den Rat der Europäischen 
Gemeinschaften über eine Verordnung über 
gemeinsame Regeln für die Normalisierung der 
Konten der Eisenbahnunternehmen (Drucksa- 
che V/2662) noch nicht abzusehen ist, nachdem 
der Rat der EWG am 14. Dezember 1967 be- 
schlossen hat, eine derartige Verordnung vor 
dem 31. Dezember 1968 zu genehmigen? 
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133. Abgeordneter 

Graaff 


134. Abgeordneter 

Ramms 


135. Abgeordneter 

Ramms 


136. Abgeordneter 

Ramms 


137. Abgeordneter 

Opitz 


138. Abgeordneter 

Opitz 

139. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


140. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


141. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


142. Abgeordneter 

Rollmann 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Deut- 
sche Bundesbahn beabsichtigt, auf Grund des 
Ergebnisses in der Versuchszeit von Januar 
bis April 1968 die Aktion „50 Prozent Fahr- 
preisermäßigung für über 65 Jahre alte Per- 
sonen" auf weitere Monate auszudehnen? 

Stimmen Nachrichten, nach denen die Bundes- 
regierung bei den Beratungen in Genf über 
die Änderung der Straßenverkehrs-Zulas- 
sungs-Ordnung ihren zunächst unterbreiteten 
Vorschlag auf Zulassung der gelbroten Warn- 
blinkanlagen auf internationaler Ebene wie- 
der zurückgezogen hat? 

Vertritt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß die Erweiterung des bisherigen Verkehrs- 
systems um einen neuen Verkehrsträger staat- 
liche Maßnahmen erfordert, wenn frühere In- 
vestitionen der bisherigen Verkehrsträger in 
einem gesamtwirtschaftlich bedenklichen Aus- 
maß entwertet werden? 

Welche gesetzlichen Regelungen gedenkt die 
Bundesregierung zu ergreifen, um beim Bau 
von Mineralproduktenrohrleitungen die Prü- 
fung und Beachtung verkehrswirtschaftlicher 
Belange zu sichern und dadurch der entstehen- 
den Minder aus! astung der klassischen Ver- 
kehrsträger und ihrer Infrastruktur mit den 
daraus resultierenden volkswirtschaftlichen 
Nachteilen zu begegnen? 

Wann wird das Planfeststellungsverfahren für 
die Bundesautobahn Ruhrgebiet — Ostfriesland 
zum Abschluß kommen? 

Welcher Linienführung wird die Bundesauto- 
bahn folgen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Deutsche Bundesbahn mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1968 ihre Mindestvergütungssätze für Ge- 
stattungen um lOO^^/o und mehr erhöht hat? 

Teilt die Bundesregierung meine Ansicht, daß 
Erhöhungen solchen Ausmaßes, ganz gleich, 
ob ein kommunaler Tarif oder eine Gestat- 
tungsgebühr erhöht wird, wirtschaftspolitisch 
bedenklich und psychologisch als Aufforderung 
für andere Kreise verstanden werden könn- 
ten, anhand des Beispiels eines Bundesunter- 
nehmens Gleiches zu veranlassen? 

Ist es denkbar, daß die von der Deutschen 
Bundesbahn geltend gemachten, seit 1960 ein- 
getretenen Grundstückswerterhöhungen, die 
sie zur Erhöhung ihrer Gestattungsgebühr ver- 
anlassen, auch beim Bahnkörper zu verzeich- 
nen sind? 

Aus welchen Gründen wird seit geraumer 
Zeit im internationalen Flugverkehr auf den 
Flughäfen der Bundesrepublik Deutschland das 
Ausfüllen von Landekarten verlangt? 
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143. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, 
Frau Freyh den Bau einer Flughafenbahn zwischen dem 

Flughafen Rhein/Main und dem Gleisnetz der 
Deutschen Bundesbahn so rechtzeitig zu för- 
dern, daß bereits Anfang 1969 mit dem Bau 
begonnen werden kann? 


144. Abgeordneter 

Josten 


Wie hat sich die internationale Zusammenar- 
bei den Eisenbahnen im Westen wie im Osten 
Europas in den letzten Jahren entwickelt? 


145. Abgeordneter Bis wann kann mit dem Abschluß der Einfüh- 
Josten rung einheitlicher Kennzeichen für die Perso- 

nen- und Güterwagen im internationalen Ver- 
kehr gerechnet werden? • 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


146. Abgeordneter 

Peiter 


147. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


148. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


149. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


Ist die Bundesregierung bereit, die Bestimmun- 
gen über die Zustellung von Postsachen so zu 
ändern, daß die Zustellung von Eilbriefen in- 
sofern beschleunigt wird, indem bei Abwesen- 
heit des Empfängers nicht der Benachrichti- 
gungsschein sondern der Eilbrief am Ort der 
Zustellung hinterlassen wird? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
das täglich mit der Teijung Deutschlands 
konfrontierte Zonenrandgebiet aus den Er- 
schwernissen der nun auch noch im Bereich 
des Fernmeldewesens eingeführten Teilung 
herauszulösen, d. h. alle schleswig-holsteini- 
schen Fernsprechanschlüsse im Amtlichen 
Fernsprechbuch Schlewig-Holstein unterzu- 
bringen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die bewährte, der engen Verflechtung mit 
dem Hamburger Wirtschaftsraum entsprechen- 
de gleichzeitige Eintragung der Fernsprech- 
anschlüsse im Hamburg-Randgebiet im Amt- 
lichen Fernsprechbuch Hamburg wieder sicher- 
zustelien? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
der Deutschen Bundespost den finanziellen 
Mehraufwand für Doppeleintragungen gemäß 
Frage 148 von der Hand zu halten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 

150. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung eine Fort- 
Fritsch Setzung der Förderungsmaßnahmen für den 

(Deggendorf) Althausbesitz angesichts der Tatsache, daß 
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151. Abgeordneter 

Baier 


152. Abgeordneter 

Baier 


153. Abgeordneter 

Dröscher 


154. Abgeordneter 

Strohmayr 


155. Abgeordneter 

Strohmayr 


156. Abgeordneter 

Strohmayr 


derzeit allein in Bayern Anträge auf Instand- 
setzungsdarlehen in Höhe von 11 Millionen 
DM, insbesonders von Antragstellern des Alt- 
hausbesitzes aus den Randregierungsbezirken 
Bayern, vorliegen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in vielen 
neuen Stadtteilen und Siedlungen mit Sozial- 
wohnungen insbesondere audi bei Demonstra- 
tivbauvorhaben der Bundesregierung sich die 
Klagen über die Preisgestaltung der Heiz- und 
Warmwasserkosten mehren, die von den aus- 
schließlich mit der Heizversorgung betrauten 
Fernwärmeunternehmen gefordert werden? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um übersteigerte und mit marktwirt- 
schaftlicher Preisgestaltung unvereinbare For- 
derungen für Heizkosten und Warmwasser- 
belieferung seitens der eine Monopolstellung 
innehabenden Fernwärmeunternehmen auszu- 
schließen? 

Billigt die Bundesregierung, daß der Miet- 
preis für Bundesbedienstetenwohnungen für 
Berufs- und Zeitsoldaten im Standortbereich 
Sobernheim, erbaut und verwaltet von der 
Hausbau AG, innerhalb eines Zeitraumes von 
weniger als drei Jahren von 1,97 DM pro qm 
auf 2,69 DM (ohne Heizung, Licht und Wasser) 
erhöht worden ist und damit, während die 
Gehälter und Wohnungszuschüsse sich nur 
bescheiden erhöht haben, eine Steigerung -um 
36,5*^70 erfahren hat? 

Ist die Bundesregierung bereit, die mit den 
Ländern 1959 abgestimmte „Musterbauord- 
nung" etwa in der Weise zu ändern und zu 
ergänzen, wie dies der Entwurf der neuen 
hamburgischen Landesbauordnung vorsieht? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
hamburgischen Senats, daß es unausweichlich 
geworden ist, ausreichende Vorkehrungen für 
einen verstärkten Schallschutz von Häusern an 
Hauptverkehrsstraßen vorzuschreiben, aber 
auch ausreichende Spielecken und Spielplätze 
bei Mehrfamilienhäusern und Blockbauten? 

Ist die Bundesregierung bereit, allen Ländern 
dringend zu empfehlen, vor allem das Pro- 
blem ausreichender Kinderspielplätze mit dem 
gleichen Nachdruck zu vertreten, wie sie dies 
bei den Abstell- und Garagenplätzen für Kraft- 
fahrzeuge im Sinne der Reichsgaragenordnung 
bereits tun? 


Bonn, den 3. Mai 1968 
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